
Kirchliches Arbeitsgericht 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 

Verkündet laut Protokoll am 20.10.2011 
 

Aktenzeichen: KAG Mainz M 15/11 Lb 
 
 

U R T E I L 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 

1. Krankenhaus GmbH 
Klägerin, 

 

2. Mitarbeitervertretung bei der Krankenhaus GmbH 
Beklagte, 

 

hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz auf die mündliche Verhandlung vom 
20.10.2011 durch den Richter R. als Vorsitzenden und die beisitzenden Richter S. und 
G. für Recht erkannt: 
 

Die Zustimmung der Mitarbeitervertretung zur Eingruppierung 
- des Mitarbeiters M. in Entgeltgruppe S 12, Stufe 6, 
- des Mitarbeiters K. in Entgeltgruppe S 12, Stufe 6, 
- der Mitarbeiterin C. in Entgeltgruppe S 17, Stufe 6 
jeweils der Anlage 33 Anhang B, zu den AVR wird ersetzt. 
Die Klägerin hat die durch die Beauftragung eines Bevollmächtigten für dieses Verfah-
ren entstandenen Kosten zu tragen. 
Für die beklagte Mitarbeitervertretung wird die Revision zum Kirchlichen Arbeitsge-
richtshof zugelassen. 
 

Gründe 
 

I. 
 

Die Beteiligten streiten um die vom klagenden Dienstgeber verfolgte Ersetzung der von 
der beklagten Mitarbeitervertretung (MAV) verweigerten Zustimmung zur Eingruppie-
rung der Mitarbeiter M. und K. sowie der Mitarbeiterin C.. 
 
In dem vom klagenden Dienstgeber betriebenen Krankenhaus kommen für die Vergü-
tung (jedenfalls) der Mitarbeiter im Sozialdienst die Richtlinien für Arbeitsverträge in den 
Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) zur Anwendung. Die Notwendig-
keit der neuen Eingruppierung der betroffenen Mitarbeiter (womit im folgenden auch 
Mitarbeiterin oder Mitarbeiterinnen gemeint ist) ergibt sich aus der zum 1.4.2011 in Kraft 
getretenen Anlage 33 AVR, mit der für die Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 
ein neues Vergütungsgruppenschema eingeführt wird. Der Dienstgeber möchte die be-
troffenen Mitarbeiter entsprechend den neuen Entgeltgruppen eingruppieren und vergü-
ten. 
 
Mit (Formular-)Schreiben vom 9.6.2011 erbat die Beklagte die Zustimmung der MAV zu 
der von ihr geplanten (neuen) Eingruppierung der betroffenen Mitarbeiter ab 1.4.2011. 
Innerhalb einer Woche nach Erhalt des Schreibens vom 9.6.2011 erklärte die MAV un-
ter dem 21.6. ihr Nicht-Einverständnis und verwies auf ihr Schreiben vom 21.6.2011 an 
die Geschäftsführung. In diesem Schreiben ist näher ausgeführt, weshalb die MAV den 
neuen Eingruppierungen nicht zustimmt und welche Eingruppierungen sie für richtig 
hält. 
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Ein von der MAV in diesem Schreiben angeregtes Gespräch mit dem Dienstgeber fand 
am 22.6.2011 statt, wobei eine Einigung nicht erreicht wurde. Die MAV beharrte auf 
ihrer Zustimmungsverweigerung, wie sie der Beklagten mit Schreiben vom 30.6.2011 
mitteilte. 
 
Am 21.7.2011 kam es zu der in § 33 Abs. 3 MAVO Limburg vorgesehenen Verhandlung 
(Einigungsgespräch), das wiederum nicht zu einer Einigung führte. Mit Schreiben vom 
21.7.2011 erklärte die MAV, die betroffenen Mitarbeiter seien in, von der MAV benann-
te, höhere Entgeltgruppen überzuleiten. 
 
Die Mitarbeiter M. und K. waren bisher nach Vergütungsgruppe 4a Ziff. 19 der Anla-
ge 2d AVR (im folgenden nur noch: Anlage 2d (alt)) eingruppiert. Die Beklagte will sie 
nach Entgeltgruppe S 12 gemäß Anhang B der Anlage 33 AVR überleiten und eingrup-
pieren. – Die MAV hält eine Eingruppierung nach Entgeltgruppe S 15 für richtig. 
 
Die Mitarbeiterin C. war nach Vergütungsgruppe 3 Ziff. 11 Anlage 2d (alt) eingruppiert. 
Die Beklagte will sie nach Entgeltgruppe S 17 eingruppieren. – Die MAV hält eine neue 
Eingruppierung nach Entgeltgruppe S 18 für richtig. 
 
Die Klägerin bringt vor, die von ihr geplanten neuen Eingruppierungen entsprächen den 
Regelungen der Anlage 33 AVR. Die AVR sehe zur Überleitung bereits beschäftigter 
Mitarbeiter, keine neue, originäre Eingruppierung vor. Vielmehr erfolgt die Zuordnung 
solcher Mitarbeiter zu den neuen Entgeltgruppen, wobei durch Bewährungsaufstieg er-
zielbare oder erzielte Höhergruppierungen bereits berücksichtigt seien, auf der Grund-
lage der Zuordnungstabelle in Anhang E der Anlage 33 AVR. Danach ergäbe sich die 
Richtigkeit der geplanten Eingruppierungen in Entgeltgruppen S 12 bzw., bei der Mitar-
beiterin C., in Entgeltgruppe S 17. -  Selbst bei originärer Eingruppierung seien die ge-
planten Eingruppierungen nicht zu beanstanden. Die Mitarbeiter M. und K. seien zutref-
fend nach Entgeltgruppe S 12 einzugruppieren. Sie übten nicht Tätigkeiten aus, die, wie 
für eine Eingruppierung nach Entgeltgruppe S 15 Ziff. 7 vorausgesetzt, sich mindestens 
zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgrup-
pe S 12 heraus heben. Bei der Mitarbeiterin C. rechtfertige ihre Tätigkeit in einer Lei-
tungsfunktion die Zuordnung zur Entgeltgruppe S 17 Ziff. 5. Dagegen sei eine Eingrup-
pierung nach Entgeltgruppe S 18 Ziff. 2 nicht geboten, weil ihre Tätigkeit sich nicht 
durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 Ziff. 5, wo ja 
schon eine Heraushebung aus Entgeltgruppe S 12 durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung verlangt sei, nochmals heraushebe. 
 

Die Klägerin beantragt, 
die Zustimmung der Mitarbeitervertretung zu folgenden Überleitungen der 
Eingruppierung zu ersetzen: 
a) Mitarbeiter M. – künftige Eingruppierung in die Gruppe S 12 Stufe 6, 
b) Mitarbeiter K. – künftige Eingruppierung in die Gruppe S 12 Stufe 6, 
c) Mitarbeiterin C. – künftige Eingruppierung in die Gruppe S 17 Stufe 6. 

 

Die beklagte Mitarbeitervertretung beantragt, 
die Klage abzuweisen.  

 
Die MAV trägt vor, die Anwendung des Anhang B zu Anlage 33 ergebe sich aus An-
hang D der Anlage 33 AVR, § 2 Satz 1. – Die Tätigkeiten der Mitarbeiter M. und K. 
zeichneten sich, insbesondere durch das im Krankenhaus zu betreuende Patienten-
klientel, mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus 
und würden sich somit aus der Entgeltgruppe S 12 herausheben. Die Tätigkeit der Mit-
arbeiterin C. hebe sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgelt-
gruppe S 12 heraus. 
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Wegen des Vorbringens der beteiligten Parteien im Übrigen und wegen der Einzelhei-
ten wird auf die ihnen eingereichten Schriftsätze und die ihnen beigefügten Unterlagen 
Bezug genommen. 
 

II. 
 

Die Klage hat Erfolg. 
 

Die vom klagenden Dienstgeber beantragte Zustimmungsersetzung zur Eingruppierung 
der Mitarbeiter M. und K. sowie der Mitarbeiterin C. ist zu erteilen. 
 

A. Die Klage vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht ist zulässig.  
 

Im vorliegenden Streitfall geht es um eine Rechtsstreitigkeit aus einer Mitarbeitervertre-
tungsordnung – hier der MAVO Limburg. Sie betrifft das Beteiligungsrecht der MAV 
gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 33 MAVO Limburg. Für die Fälle des § 35 MAVO 
Limburg ist bei Verweigerung der Zustimmung durch die MAV in einer persönlichen An-
gelegenheit in § 33 Abs. 4 MAVO Limburg vorgesehen, dass der Dienstgeber das 
Kirchliche Arbeitsgericht anruft. 
 

B. Die Voraussetzungen für die Anrufung des Kirchlichen Arbeitsgerichtes gemäß § 33 
Abs. 3 MAVO Limburg liegen vor. 
 

Das Verfahren gemäß § 33 Abs. 2, 3 MAVO Limburg ist durchgeführt worden. Die MAV 
hat rechtzeitig ihre Zustimmungsverweigerung erklärt und diese auch begründet. Inso-
weit ist der Verweis der MAV auf ihr Schreiben vom 21.6.2011 ausreichend, in dem die 
MAV ihre Auffassung näher darlegt, weshalb sie eine höhere Eingruppierung als die 
vom Dienstgeber beabsichtigte der drei betroffenen Mitarbeiter für richtig hält und damit 
der Eingruppierungsabsicht des Dienstgebers für verfehlt. Auch das erforderliche Eini-
gungsgespräch ist durchgeführt worden, blieb jedoch erfolglos, was die MAV dem 
Dienstgeber innerhalb der 3-Tage-Frist des gemäß § 33 Abs. 3 mitteilte. 
 

C. Die von der MAV verweigerte Zustimmung zur Eingruppierung der betroffenen 
Mitarbeiter ist zu ersetzen, weil ein Normverstoß im Sinne des Zustimmungsverweige-
rungsgrundes nach § 35 Abs. 2 Nr. 1 MAVO Limburg nicht festzustellen ist. Die vom 
Dienstgeber beabsichtigten Eingruppierungen der drei betroffenen Mitarbeiter entspricht 
den einschlägigen Eingruppierungsbestimmungen. 

 
1. a. Die Notwendigkeit der neuen Eingruppierung (oder Umgruppierung) ergibt sich 

vorliegend aus der ab 1.4.2011 in Kraft getretenen Anlage 33 AVR – Besondere Rege-
lungen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst -. Die bis dahin geltende Anla-
ge 2d AVR – Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst – fin-
det keine Anwendung mehr (§ 1 Abs. 2 Satz 2 Anlage 33 AVR). Damit steht die Überlei-
tung vom bisherigen Eingruppierungssystem in das nach der Anlage 33 (samt Anhän-
gen) geltende neue Entgeltgruppensystem in Frage. 

 
b. Der Anlage 33 sind verschiedene Anhänge beigegeben. Von Interesse sind vorliegend: 

- Anhang B, wo die Entgeltgruppen von S 2 bis S 18 mit Fallgruppen aufgeführt und 
die jeweiligen Tätigkeitsmerkmale für diese angegeben sind, 

- Anhang D: Dort sind Überleitungs- und Besitzstandsregelungen aufgeführt, durch die 
– neben einer Überforderungsklausel – erreicht werden soll, dass der einzelne Mitar-
beiter nach der Überleitung in die Anlage 33 AVR durch diese keine geringere Ver-
gleichsvergütung hat, 

- Anhang E: Er besteht aus einer „Zuordnungstabelle“ für Mitarbeiter, die vor und nach 
dem Inkrafttreten der Anlage 33 beschäftigt waren und sind, sogenannte Bestands-
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mitarbeiter. Diese werden so in das neue System übergeleitet, als ob sie mit dem 
Zeitpunkt, zu dem sie ununterbrochen im Geltungsbereich der AVR tätig waren, nach 
Anlage 33 AVR eingruppiert und eingestuft gewesen wären, als ob für diese Mitarbei-
ter von Anfang an (seit ihrer Einstellung) die Anlage 33 gegolten hätte. Den Vergü-
tungsgruppen 9 bis 3 mit Aufstieg nach 2 gemäß Anlage 2d AVR (im folgenden nur 
noch: Anlage 2d (alt)) werden die Entgeltgruppen S 2 bis 18 nach Anhang B zur An-
lage 33 AVR gegenüber gestellt. Zu den Vergütungsgruppen 2 mit Aufstieg nach 1b, 
1b, 1b mit Aufstieg nach 1a, 1a, heißt es in der Zuordnungstabelle: Keine Überleitung 
in Anlage 33 zu den AVR. 

 
2.a. Das Vorhandensein der Zuordnungstabelle, die für die (meisten) Vergütungsgruppen 

nach Anlage 2d (alt) jeweils eine bestimmte Entgeltgruppe nach Anhang D Anlage 33 
zuordnet, lässt das Beteiligungsrecht der MAV nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 MAVO Limburg 
nicht entfallen, macht dieses nicht überflüssig. Selbst wenn diese Zuordnungstabelle für 
die gebotene überleitende neue Eingruppierung in eine der Entgeltgruppen nach An-
hang B für maßgeblich und entscheidend zu halten ist, so ist das Beteiligungsrecht der 
MAV im Sinne einer Mitbeurteilung bezüglich der Eingruppierung notwendig und sinn-
voll, weil - abgesehen von der Prüfung, ob die Überleitung gemäß Zuordnungstabelle 
korrekt gehandhabt wurde – etwa in Frage stehen kann, ob die bisherige Eingruppie-
rung nach einer der Vergütungsgruppen gemäß der bislang geltenden Anlage 2d (alt) 
überhaupt richtig war, ob also von dieser her sich ohne weiteres die Zuordnung zu der 
nach der Zuordnungstabelle sich ergebenden Entgeltgruppe nach Anhang B Anlage 33 
ergeben kann. 
 

b. Vorliegend ist vorab festzuhalten: 
- Bei den hier betroffenen Mitarbeitern handelt es sich um sogenannte Bestandsmitar-

beiter. 
- Die MAV hat mit ihrer Zustimmungsverweigerung nicht geltend gemacht, einer der 

betroffenen Mitarbeiter sei nicht richtig nach den Vergütungsgruppen gemäß Anla-
ge 2d (alt) eingruppiert gewesen. 

- Die Stufenzuordnung (innerhalb einer Vergütungs- bzw. Entgeltgruppe) ist nicht im 
Streit. 

 
3.  Bei dieser Sachlage kommt es allein und entscheidend auf die Zuordnungstabelle 

(Anhang E) an. 
 

a. Als deren Zweck erscheint, die erforderlichen Überleitungen verbindlich zu regeln und 
die Entgeltgruppen nach Anhang B im Anschluss an die gegebenen (und richtigen, 
s. o.) Eingruppierungen nach Anlage 2d (alt) vorzugeben. Bei der Vielzahl der gebote-
nen Überleitungen, die ja alle im Sozial- und Erziehungsdienst beschäftigten Mitarbeiter 
in kirchlichen Einrichtungen, insbesondere des Caritasverbandes beschäftigten Mitar-
beiter betreffen, drängt es sich geradezu auf, mit einer derartigen Zuordnungstabelle die 
Überleitung in das neu geschaffene Vergütungssystem der Anlage 33 mit ihren Anhän-
gen zu vereinfachen und als massenhafte Erscheinung praktikabel zu gestalten. An-
sonsten müsste in jedem Einzelfall eine originäre Eingruppierung nach den in Anhang B 
Anlage 33 aufgeführten Entgeltgruppen mit dem den jeweiligen Fallgruppen beigegebe-
nen Tätigkeitsmerkmalen erfolgen. Das würde sicherlich zu einer Unmenge von letztlich 
vor den Kirchlichen Arbeitsgerichten auszutragenden Zustimmungsersetzungsverfahren 
führen. Bereits die Existenz der Zuordnungstabelle, gleichberechtigt von der beschluss-
fassenden Arbeitsrechtlichen Kommission neben die anderen Anhänge zu § 33 AVR 
gesetzt, zeigt dagegen, dass die Tarifumstellung, der Wechsel zu einem anderen Ver-
gütungssystem, bei Bestandsmitarbeitern grundsätzlich nicht die Neubewertung von 
Tätigkeiten zum Ziel haben sollte. 
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b. Damit wäre unvereinbar, wenn die Zuordnungstabelle lediglich Hilfscharakter hätte (so 
Riede in Dienstgeberbrief 2/2011 vom 4.4.2011, herausgegeben von: Dienstgeberver-
treter in der Verhandlungskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission der 
DCV e. V., S. 2f), also nicht verbindlich wäre. Denn dies würde grundsätzlich die Mög-
lichkeit eröffnen, dass etwa die MAV auf eine originäre Neubewertung im Einzelfall der 
Überleitung abhebt und (wie auch vorliegend) zur neuen Eingruppierung ihre Zustim-
mung verweigert. Die Bedeutung der Zuordnungstabelle in einem solchen Fall, begriffen 
lediglich als Hilfsmittel für die gebotene Überleitung durch neue Eingruppierung, wäre 
dann reduziert auf bloße unverbindlichen Hinweis auf das von der Arbeitsrechtlichen 
Kommission (grundsätzlich) für richtig gehaltene Ergebnis der Überleitung. 
 

c. Der Maßgeblichkeit und Verbindlichkeit der Zuordnungstabelle für die Überleitung durch 
neue Eingruppierung stehen weder § 11 Abs. 1 Anlage 33 noch § 2 Abs. 1 Anhang D 
Anlage 33 entgegen. 
 

(1) Zu § 11 Abs. 1 Anlage 33, wonach sich die Eingruppierung der Mitarbeiter im Sozial- 
und Erziehungsdienst nach den Tätigkeitsmerkmalen des Anhanges B zur Anlage 33 
richtet, bezieht sich auf die erstmalige Eingruppierung von (insbesondere neu, nach 
Inkrafttreten der Anlage 33, eingestellten) Mitarbeitern. Dafür, dass dies auch für über-
zuleitende Bestandsmitarbeiter gelten sollte und damit die Zuordnungstabelle gänzlich 
entwerten sollte, ist nicht ersichtlich. In Bezug auf § 11 Abs. 1 Anlage 33 lässt sich die 
Zuordnungstabelle dahin begreifen, dass sie fingiert, dass der einer Vergütungsgruppe 
nach Anlage 2d (alt) zugeordnete Mitarbeiter mit seiner Tätigkeit den Tätigkeitsmerkma-
len der entsprechenden Entgeltgruppe und Fallgruppe nach Anhang B genügt. 
 

(2) § 2 Abs. 1 Anhang D Anlage 33 hat, wie Absatz 2 des § 2 erkennen lässt, lediglich für 
die Überleitung aus den Regelvergütungsstufen und die Festlegung von Zeiten im Sin-
ne von § 11 Abs. 2 Satz 6 bis 8 Anlage 33 Bedeutung und liefert kein Argument gegen 
die Verbindlichkeit der Zuordnungstabelle. 

 
4. Die vom Dienstgeber beabsichtigte neue Eingruppierung der betroffenen Mitarbeiter 

entspricht der Zuordnungstabelle: 
- Die Mitarbeiter M. und K. waren bisher nach Vergütungsgruppe 4a Ziff. 19 Anla-

ge 2d (alt), erreicht durch Bewährungsaufstieg aus Vergütungsgruppe 4b Ziff. 23, 
eingruppiert. Für die Vergütungsgruppe 4b Ziff. 23 mit Aufstieg nach Vergütungs-
gruppe 4a Anlage 2d (alt) sieht die Zuordnungstabelle die Überleitung in den Ent-
geltgruppe S 12 vor, die der Dienstgeber vollziehen will. 

- Die Mitarbeiterin C. war bisher nach Vergütungsgruppe 3 Ziff. 11 Anlage 2d (alt), 
nach Bewährungsaufstieg aus Vergütungsgruppe 4a Ziff. 23, eingruppiert. Für die 
Vergütungsgruppe 4a Ziff. 23 mit Aufstieg nach Vergütungsgruppe 3 Anlage 2d (alt) 
sieht die Zuordnungstabelle die Überleitung in den Entgeltgruppe S 17 vor, die der 
Dienstgeber zum Tragen bringen will. 

 
Dass sich nach der Zuordnungstabelle dieses Ergebnis ergibt, stellt die MAV nicht in 
Abrede und hat dagegen mit ihrer Zustimmungsverweigerung auch nichts vorgebracht. 
 

5. Es braucht nach alle dem nicht weiter geprüft zu werden, ob sich die fraglichen neuen 
Eingruppierungen auch bei originärer Eingruppierung in direkter Anwendung des An-
hanges B Anlage 33 ergeben hätte. Sie folgen bereits aus den in der Zuordnungstabelle 
verbindlich bestimmten Überleitungen in die Entgeltgruppen des Anhanges B. 
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D. 1. Die Entscheidung über die Kostentragung beruht auf § 12 Abs. 1 KAGO i. V. m. § 17 
Abs. 1 (4. Spiegelstrich) MAVO Limburg. Die Beauftragung eines Bevollmächtigten zur 
Wahrung der Rechte der Mitarbeitervertretung im Verfahren vor dem kirchlichen Ar-
beitsgericht erscheint wenn nicht notwendig, so jedoch jedenfalls zweckmäßig. 
 

2. Die Revision gegen das Urteil ist zuzulassen, da die Rechtssache grundsätzliche 
Bedeutung hat. Die Frage, ob die Zuordnungstabelle für Bestandmitarbeiter verbindlich 
und maßgeblich ist, wurde bislang obergerichtlich noch nicht entschieden und hat Be-
deutung über den vorliegenden Fall hinaus. 

 
 
 
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 
 
 

Dieses Urteil kann die unterlegene Partei – hier: die klagende Mitarbeitervertretung – 
mit der Revision anfechten. 
 
Die Revision ist schriftlich beim 
 

Kirchlichen Arbeitsgerichtshof 
Geschäftsstelle 
c/o Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
Kaiserstr. 161 
53113 Bonn 

 
oder auch beim 

 
Kirchlichen Arbeitsgericht 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer, Trier 
in Mainz 
Bischofsplatz 2 
55116 Mainz 
Telefax: 06131 – 253936 

 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils einzulegen. Dabei 
muss das angefochtene Urteil bezeichnet werden. 
 
Innerhalb von 2 Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils ist die Revision zu 
begründen. Die Begründung ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof (s. o.) einzureichen. 
Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm 
und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel 
ergeben. 
 
 
 

gez. R. gez. S. gez.G. 
 


